
Stellungnahme zum Entwu:,:,f ei.nes BG über die Studien 
an Universitäten (AUStG): 

I. Allgemeines: --
Der Entw.lI"f enthält eine Reihe von 
die die wei tgeh,?nde Verschulung der Universi ~~ten fördern. ~ 

Ständige Auslegungsschwierigkeiten un:' Rechts~~icherhei'";en sind 
vor-hersehbar. 
Prinzipiell diirften selbst ordentliche Hörer nur Leh:7veranstal tungen 
anderer .studienrichtuf.ben besuchen, wenn diese \vahl- oder Pflicht­
fach des eigenen Studienpl9.nes sind. 
Die Regelung, d~s jeder Lehrvaranstal tungen besllchen darf, bietet 
uni versi täts fremd(:!n Organisationen die Möglichkeit derBehin::ierung 
einer Lehrveranstaltung (im V'orhinein nicht be'W'eisbar, "Besetzung" 
von VOY·lesungen!). 
Es wird nicht mehr zwischen "schriftlicher Prüfung" und "Prüfungs­
arbeiten" unterschieden. 

1.1. Beson,1~1ll. 

Zu §...i.-Abs 8: Diese Bestimmung impliziert gemeinsam mit den Erlä~.lterungen 
(S. 6) die Vertretung der Universitätsprofessoren durch die Bundes­
konferenz des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals der 
österreichischenU:niversitäten und Kunsthochschulep. Eine solche Man­
datszuweisung wird der Bedeutung dieses Berufsstandes !ceines.falls ge­
recht. 

Zu' § 6 Abs 2 Z 9: Es ist zweifelh9.ft, ob die vom EQtwurf getroffene 
"Kla.r.'stellung" (Erlä'.lternde Bemerkungen - EB - S. 7), daß ein 
bissertarits~{~~ri'~et~eu~r ~on'all~n Uni~ersitäten Österreichs 
wählen kann, 8innvoll ist. N~ch den Vorstellunßen des Entwurfes soll 
der DoktoC'anct eben für Zweck'; des Doktor~tsstudiums die Universität 
wechseln., In p.xperimentellen Fächern sollte eine solche Betreuung aus 
der Distanz nicht o};.ne Ein'rernehmen mit dem Leiter des Institutes 
möglich sein, Rn dem der Dissertant arbeitet. 
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Zu § 6 Abs 3: Die Neuel. ... la,3su11.g eines AUStG sorl.::e zun Anlaß ge­

nommen werden, auch das biszipfinarre6ht' 'iUr'HoChs;;hUler neu zu 

ordnen. Der Him.,eis auf Pflichten ohne j\:de Sankti,:')n für den Fall 

ih:':"er Verletzung, scheint wenig sin~'lvol1. 

Zu § 15 Abs 2 und 3: Die Beschränk'mg der Teilnehmel"'zahl an einer 

Lehrverdns-cal tung soll auf unterster Ebene durch d(~n Studienplan 

möglich gemachtwe rden. Das ist jedenfalls bei Abhal ttlng von 

Parallelverdnstaltungen" ,.,ohl aber auch'allgemein zu unflexibel. 

Aceh weiterhin muß eine Entscheidung im Einzelfall mi5g1ich sein; 

Mißbrä'.lche können durch die zuständigen Uni~Tersi.'tätsorgdne und 

die Aufsicht des BMfWuF zweifellos vermieden ,.,erden. 

Zu §19 kos 4 und' 5: Nach dem Entwurf k::irm~e ein Diplomstud:Ll~rn 

auch mi:'ei~er 6':"semestrig~ (evtl. sogar 4-s~mestrigen) Dau2'r 

eingerichte:t WF~rd,~n; das erscheint n.i.cht als sinrl',oll~'_Statt § 8 

muß § 18 des Entwurfs z,i tiert '''erden. 

Zu' §19 Abs 8: Eine mögliche Verkürzung df=S Dok~tsstudiums 
auch unter zw~i Semester erscheint wenig sinnvoll. 

Zü'§ 21 Abs 1 und 2L Die ~t}ßnispflicht fil!:...alle ~ryeranstaltungen 
mit AU:3nahJle von Vorlesungen ist in ihrer praktischen Bedeutung 

zweifelhaft. Die Aufnahme von entsprechenden Typen als Pflichtver­

ans tal tungen in :iie Studienpläne könnte auf Widerstände stoßen, 

auch wenn ein Praktiku,n oä in der Sache sinnvoller wäre als eine 

Vorlesu~'lg. Für freiwillige Lehrveranstaltungen, z.B. Repetitorien, 

sollte ein Zwang zur Benotung ebenfalls entfallen. 

Zu § 21 Abt; 7: Die Zei tbegrenzung sollte generell den Hausordnungen 
der Universitäten überlassen ,.,erden. 

Zu § 30 Abs' Ei!. Bei Dis3ertati~e-!! sollte man die Zahl der Pflicht­

exempla~ erhöhen, um die notwendige Präsen~~ der Arbeiten bei den 

österreichischen Fachbib1iJt~eken zu ermöglichen. 

Zu § 31 Abs 5: Der Hinweis in Satz 1 " •••• ,!lach M;)glichkei t aus dem 

Xreis der Universitätslektoren, •••• " sollte dabei entfallen, da es 

ein Anliegen der den berufsvorbereitenden Teil der akademischen Aus-

bildung abschließenden Prüfung sein muß, in entsprechendem r1aß Praktiker 

als Prüfer heranzu:~iehen. 

, - $;,#4 &4 4t . c,.?. 4)9 H 1,J';;, "Pi-Ela ;g'PM,a;q.4,ttf,~H, !fMWN; ;q Ji iMf4ft<. 4 ß,?4 $ ·N Gi. 44 4 '* 
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, Zu § 31 ~ 7: Die tatsächliche Zusammensetzung d('~r Rigorosen­

prüfungsk:>mmission bleib·~ unklar. 

Zu ~ 31 Abs 11: Eine Festschreib'..lng der' freie!l Prü~~~ ist un­
bedingt abzulehnen. Wo sie keine Mißbräuche gestattet, kann sie vom 
Präses auch ohne gesetzliche Anordnung geh:mci.'1.abt werdl:m. In allen 
anderen Fällen sollte jeder gesetzliche Dru:k a·..lf den Präses ver­
mieden werden. Nach Ansicht der ak3demischen Lehre sind viele Miß­
stände des derzeitigen Studien- und Prüfungsbetriebes auf dieses 
Wahlrecht zurückzuführen. 

Zu § 31 Abs 12: Diese Vorschrift ist angesichts der Tatsache, daß 
weitere Wiederholungen kom~is3ionell sind, überflüssig. 

Zu § 32 Abs 5: Diese Bestimmung steht in einem ungeklärten Ver­
h!ltnis zur Kompetenz der Stq1ienkommis~Q gemäß § ~8Llit i und j 
UOG. 

Zu § 32 Aha 9: Ein Hinweis auf die Hausordnung betreffend die fill 
~r. Prüf~ß~ würde genügen (s. oben zu § 21 Abs 7). 

ZU·<)·33 Abs 1: Die Begründungspflicht des § 29 Abs 1 UOG aE ent­
spricht für ubungen etc~ derzeit wohl nicht der Realität; man 
sollte sie jedenfalls durch ein "auf Verlangen" entschärfen. 

Zu § 34 Abs ~ Es sollte klargestellt w~rden, daß in Fällen, in 
denen die positive Aosolvierung eines schri:(tlichen Teiles einer 
~üfunß Voraussetzung für das Antreten zum mündlichen Teil ist, 
kein 3rsatz des~hriftlichen Teiles in Betracht kom~t. 

Zu § 1+0 Aas 2: Es ::nllte geklärt werden, daß und inwieweit au:::h das 
Erschleicq,en ein:~e~ner Prü:t:\!!.!g~ ein Widerru.fsgrUJld ist. 
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